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Glück: Vage Ankündigungen haben bei Grün-Rot System

Landesregierung muss bei aktueller Energiedebatte auch Risiko und Kosten nennen - Der
energiepolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Andreas Glück, hat in einer Landtagsdebatte über
die „Pläne der Landesregierung zum Atomausstieg und zur Energiewende“ die Grünen dafür kritisiert,
ihre Vorhaben und Pläne lediglich anzukündigen, aber zur Umsetzung nichts Konkretes zu sagen. „Sie
bleiben gerne im Vagen, das hat bei Ihnen System“, so Glück. Die grün-rote Koalition habe die Forderung
der Interessenverbände Windenergie eins zu eins in den Koalitionsvertrag übernommen. Glück: „Sie
wollen den Ausbau der Windenergie bis zum Jahr 2020 von 2,5 auf 10 Prozent vervierfachen.

Dieses Ziel nenne ich sportlich – doch ist hier nicht Sportlichkeit gefragt, sondern solide Arbeit. Sie
verraten uns nicht, wie Sie das schaffen wollen und welche Belastungen für Natur und die Bürgerinnen
und Bürger zu erwarten sind.“ Die Landesregierung habe im März unter dem damaligen
Wirtschaftsminister Ernst Pfister den „Windatlas Baden-Württemberg“ vorgestellt, der eine vorzügliche
Grundlage für einen beschleunigten Ausbau der Windkraft sei. Die neue grün-rote Landesregierung habe
bisher keine Aussagen darüber gemacht, wie sie dem Ausbau der Windkraft weitere Impulse geben
wolle. Bei der Diskussion über mögliche Standorte für Endlager für atomare Abfälle in Baden-
Württemberg spielt die Landesregierung nach den Worten von Glück bewusst mit den Ängsten der
Bürgerinnen und Bürger. „Auch hier verschweigen Sie, dass das Land aus Sicht der Experten keine
geeigneten Gesteinsformationen für Endlagerflächen hat.“ Keine Aussagen treffe die Landesregierung
auch zur Frage, was der Umstieg auf regenerative Energien kosten wird. „Die künftige Energieversorgung
muss nicht nur sicher und verlässlich, sondern auch für Wirtschaft und Verbraucher bezahlbar bleiben“,
so Glück.


